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Verordnung
über den interkommunalen Finanzausgleich
vom ………………………..

Der Staatsrat des Kantons Wallis
Eingesehen das Gesetz über den interkommunalen Finanzausgleich vom …………… ; 
Auf Antrag des Departementes für Finanzen, Landwirtschaft und äussere Angelegenheiten,
beschliesst: 



Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
Art. 1 Berechnungsgrundlagen 

a) 
b) 
c) 

a) 
b) 
c) 



1 Die in den Artikeln 5 und 10 des Gesetzes über den interkommunalen Finanzausgleich definierten Ressourcenindex und Lastenindex basieren auf den Berechnungsgrundlagen des Durchschnitts der drei letzten ausgewerteten Steuerjahre, die dem Jahr der Festlegung des Finanzausgleichs vorangehen.
2 Als Bevölkerung gilt die letzte, im Zeitpunkt der Berechnung der Indexe bekannte Wohnbevölkerung nach ESPOP.
Abschnitt 2
Ressourcenausgleich


Art. 2 Berechnung des Ressourcenindexes
1 Der Steuerressourcenindex wird wie folgt definiert:




Indr = 
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RFc = Steuerertrag der Gemeinde pro Einwohner


RFe = Durchschnittlicher Steuerertrag aller Gemeinden pro Einwohner

2 Die zu berücksichtigenden Steuererträge werden definiert als die Summe der Einkünfte aus:
a) der Einkommens- und Vermögenssteuer der ortsansässigen natürlichen Personen zum Koeffizienten 1 und einer Indexierung von 100 %, einschliesslich der Einkünfte aus der Aufwandsteuer;

der Gewinn- und Kapitalsteuer der juristischen Personen.
3 Zur Bestimmung der einer Gemeinde auszubezahlenden Finanzhilfe wird von den in Absatz 2 erwähnten Steuererträgen ein Pauschalbetrag von 75'000 Franken abgezogen.

Art. 3 Äufnung
1 Die Gemeinden, deren Ressourcenindex über 90 Punkten liegt, äufnen den Ressourcenausgleichsfonds mit 10 % der Steuererträge und mit 5 % der Erträge aus dem Wasserzins, die 90 % der mittleren Steuererträge inkl. Pauschalbetrag aller Gemeinden pro Einwohner übersteigen, multipliziert mit der Einwohnerzahl der Gemeinde:

ÄufnungIndr>90 = [ 10% x ( RFcmit Pauschalbetrag  - 90% x RFemit Pauschalbetrag) + (5% x RH) ] x Einwohner

RH = 75 % der Erträge aus dem Wasserzins der Gemeinde pro Einwohner
2 Die Gemeinden, deren Ressourcenindex unter 90 Punkten liegt, bei denen jedoch 75 % der Erträge aus dem Wasserzins die festgestellten Steuerunterschiede vollumfänglich ausgleichen, äufnen den Ressourcenausgleichsfonds mit 5 % der Differenz zwischen 75 % der Erträge aus den Wasserzinsen und den pro Einwohner auszugleichenden Steuererträgen, multipliziert mit der Einwohnerzahl der Gemeinde.

Äufnung Indr<90  = 5% x  [ RH – (90% x RFemit Pauschalbetrag  - RFcmit Pauschalbetrag) ] x Einwohner

RH = 75 % Erträge aus dem Wasserzins der Gemeinde pro Einwohner
a) 
b) 




Art. 4 Verteilung
1 Die Gemeinden, deren Index unter 90 Punkten liegt, erhalten eine Hilfe. Diese entspricht dem Ausgleich der Steuerunterschiede zwischen 90 % der durchschnittlichen Steuererträge inkl. Pauschalbetrag aller Gemeinden und den Steuererträgen inkl. Pauschalbetrag der Gemeinde, sofern die 75 % der Erträge der Gemeinde aus dem Wasserzins diesen Unterschied nicht vollumfänglich ausgleichen.
Hilfer = ( 90% x RFemit Pauschalbetrag – RFcmit Pauschalbetrag – RH) x Einwohner
2 Der einer Gemeinde gewährte Betrag darf 400'000 Franken pro Jahr nicht übersteigen.
Abschnitt 3
Lastenausgleich
Art. 5 Bestimmung der Kriterien
Die in Artikel 9 des Gesetzes über den interkommunalen Finanzausgleich festgelegten Kriterien einer Gemeinde werden wie folgt bestimmt:
a) die Höhe über Meer, welche der offiziellen Höhe gemäss Bundesamt für Landestopographie entspricht;

b) die Dichte, welche das Verhältnis ausdrückt zwischen der Einwohnerzahl pro Hektar Siedlungsfläche der Gemeinde und der durchschnittlichen kantonalen Bevölkerungszahl pro Hektar Siedlungsfläche;

c) die Bevölkerung gemäss der Einwohnerzahl nach der jährlichen eidgenössischen Statistik ESPOP;

d) der Index der Steuerbelastung, der das Verhältnis ausdrückt zwischen den effektiven Einkommens- und Vermögenssteuern der ortsansässigen natürlichen Personen, einschliesslich die Einkünfte aus der Aufwandsteuer, zu denen die periodischen Benützungsgebühren proportional zu den ortsansässigen Steuerpflichtigen hinzugerechnet werden, und dem kantonalen Steuerbetrag zum Koeffizienten 1 bei einer Indexierung von 100 %;
b) Art. 6 Standardisierung der Kriterien

Die Kriterien in Artikel 5 der vorliegenden Verordnung werden wie folgt standardisiert:
für die Gemeinde n (n = 1, ..., 160) und das Kriterium v (v = 1, ..., 4), ist der standardisierte Wert Znv in Funktion des Basiswertes Xnv, des Durchschnitts (v und der Standardabweichung (v
Znv = 
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Art. 7 Gewichtung
Die Höhe, die Dichte und die Bevölkerung werden je mit einem Fünftel und der Steuerbelastungsindex mit zwei Fünfteln gewichtet.

Art. 8 Berechnung des Lastenindexes
1 Um die Gemeinden mit kleiner Bevölkerungszahl und schwacher Dichte zu begünstigen, wird der Gegenwert des standardisierten Wertes dieser beiden Kriterien berücksichtigt.
2 Der Lastenindex wird wie folgt definiert:



         
Indn = 0.2 x Zalt + 0.2 x ( - Zdens) + 0.2 x ( - Zpop) + 0.4 x Zindef 

Art. 9 Äufnung
Die Äufnung des Fonds obliegt dem Kanton bis zu einer Höhe von 9 Millionen Franken pro Jahr.
Art. 10 Verteilung
1 Die begünstigte Gemeinde gemäss Artikel 12 des Gesetzes über den interkommunalen Finanzausgleich erhält vom Fonds von 9 Millionen Franken einen Teil, der dem Verhältnis entspricht zwischen ihrem Lastenindex, multipliziert mit der Bevölkerung, und der Summe der Lastenindexe aller Gemeinden multipliziert mit ihrer jeweiligen Bevölkerung.
2 Um Gemeinden mit kleiner Bevölkerungszahl zu begünstigen, wird die Bevölkerungszahl jeder Gemeinde um 200 Einheiten erhöht.



Hilfec = 
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3 Der einer Gemeinde gewährte Betrag darf 400'000 Franken pro Jahr nicht überschreiten.
Abschnitt 4
Spezialfonds
Art. 11 Äufnung
Die Äufnung des Spezialfonds obliegt dem Kanton bis zu einer Maximalgrenze von 5 Millionen Franken pro Jahr.
Art. 12 Verwendung des Fonds
1 Die Hilfen können gewährt werden in Form von Subventionen, zinslosen oder zinsgünstigeren Darlehen, Übernahme von Schuldzinsen, Bürgschaften oder anderen den Umständen angepassten Formen. Diese Formen können kombiniert werden.
2 Bei Bürgschaften müssen im Rahmen des Fonds ausreichende Rückstellungen gebildet werden.
Art. 13 Verfahren
1 Die Gemeinde, die Anspruch auf eine Hilfe aus dem Fonds zu haben glaubt, muss dem mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departement ein schriftliches Gesuch unterbreiten.
2 Die Gemeinden haben keinen Rechtsanspruch auf Gewährung von Finanzhilfen aus dem Spezialfonds.

Abschnitt 5
Maximalhilfe
Art. 14 Maximalhilfe
1  Die einer Gemeinde gewährten Hilfen aus dem Ressourcenausgleich, dem Lastenausgleich und dem Spezialfonds sind kumulierbar.
2 Der kumulierte Betrag der einer Gemeinde gewährten Hilfen aus dem Ressourcenausgleich und dem Lastenausgleich darf jedoch 600'000 Franken pro Jahr nicht übersteigen.
Abschnitt 6
Besondere Bestimmungen und Rechtsweg
Art. 15 Änderungen der Grenzwerte und der Zuweisungen
1 Der Staatsrat kann auf Antrag des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes die in den Artikeln 3 und 4 definierten Grenzwerte aufgrund der Entwicklung der gesamten Erträge der Gemeinden und des Kantons zwischen 85 und 100 Punkten variieren. Er kann auch die in den Artikeln 9 und 11 vorgesehenen Zuweisungen um höchstens 10 % erhöhen oder ermässigen.
2 Zur Berücksichtigung der Teuerung kann der Staatsrat auf Antrag des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes den in den Artikeln 4 Absatz 2, 10 Absatz 3 und 14 Absatz 2 vorgesehenen Betrag der Maximalhilfen anpassen.
3 Er kann zudem die in Artikel 7 definierten Gewichtungen der Kriterien, welche den Lastenindex bestimmen, verändern.
Art. 16 Beschwerden
1 Der Entscheid der im Bereich des Finanzausgleichs zuständigen Dienststelle betreffend die Berechnung der Äufnung und der Verteilung der Hilfen im Zusammenhang mit dem Ressourcenausgleich und dem Lastenausgleich kann innert 30 Tagen mit Beschwerde beim Vorsteher des mit den Gemeindenfinanzen beauftragten Departementes angefochten werden.
2 Der Entscheid des Vorstehers des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes kann innert 30 Tagen beim Staatsrat mit Beschwerde angefochten werden.
3 Der Entscheid des Staatsrates kann innert 30 Tagen beim Verwaltungsgericht angefochten werden.
4 Die Entscheide über Gesuche um Hilfen aus dem Spezialfonds können nicht mit Beschwerde angefochten werden.
5 Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege vom 6. Oktober 1976 ist auf die Beschwerdeverfahren anwendbar.
Abschnitt 7
Inkrafttreten
Die vorliegende Verordnung tritt am 1. Januar 200…….

So beschlossen im Staatsrat zu Sitten, am ………………..200…













Der Präsident des Staatsrates: Jean-Jacques Rey-Bellet 
Der Staatskanzler: Henri v. Roten
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